
§ 9 Einstweiliger Rechtsschutz 2: Der Antrag
nach §§ 80, 80a VwGO

Der gutachterlichen Prüfung des Antrags nach § 80, 80a VwGO liegt die folgende
Struktur zugrunde:

A. Zulässigkeit
I. Eröffnung des Verwaltungsrechtswegs (dazu bereits § 1 Rn. 162 ff.)
II. Statthafte Antragsart (dazu einführend § 1 Rn. 222 ff. und ausführlich in

diesem § Rn. 2 ff.)
III. Antragsbefugnis (dazu Rn. 34 f.)
IV. Antragsfrist (dazu Rn. 36)
V. Beteiligte (dazu Rn. 37 ff.)
VI. Zuständiges Gericht (dazu Rn. 41 f.)
VII. Rechtsschutzbedürfnis (dazu Rn. 43 ff.)

B. Begründetheit (zur Struktur der Begründetheitsprüfung einführend Rn. 47 ff.)

Zum Antrag nach §§ 80, 80a VwGO im Baurecht Rn. 54.

Gliederung

A. Die Statthaftigkeit des Antrags nach §§ , a VwGO (Stefanie Weinberg) 

I. § a III  VwGO 

. § a III  i.V.m. a I VwGO 

a) § a I Nr.  VwGO: Anordnung der Vollziehbarkeit des Verwaltungsakts, der den
Adressaten begünstigt 

b) §  a I Nr.  VwGO: Aufhebung der Anordnung der Behörde auf
Vollziehung 

c) § a I Nr.  Alt.  VwGO: Antrag auf Aussetzung der sofortigen Vollziehung oder
Sicherungsmaßnahmen durch den vom Verwaltungsakt belasteten Dritten 

d) § a I Nr.  Alt.  VwGO: Anordnung von Sicherungsmaßnahmen 

. § a III , II VwGO 

. Sonderproblem: Der (drohende) faktischer Vollzug 

. Sonderproblem: Aussetzungsbegehr des belasteten Adressaten 

II. § a III  VwGO 

. Anordnung bzw. Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung nach § a III  i.V.m.
§  V  VwGO 

. Beseitigung von bereits eingetretenen Vollzugsfolgen nach § a III  i.V.m. §  V 

VwGO 

B. Weitere Zulässigkeitsvoraussetzungen 

I. Antragsbefugnis (Hendrik Burbach) 

1

OpenAccess. © 2019 Nikolas Eisentraut, publiziert von De Gruyter. Dieses Werk ist lizenziert
unter der Creative Commons Attribution-ShareAlike 4.0. International.
https://doi.org/10.1515/9783110656220-018



II. (Keine) Antragsfrist (Patrick Stockebrandt) 

III. Beteiligte (Carola Creemers) 

IV. Zuständiges Gericht (Katharina Goldberg) 

V. Rechtsschutzbedürfnis (Dana-Sophia Valentiner/Stefanie Weinberg) 

C. Begründetheit 

I. Die Struktur der Begründetheitsprüfung (Stefanie Weinberg) 

. Anordnung oder Wiederherstellung bzw. Feststellung der aufschiebenden
Wirkung 

. Antrag auf Anordnung der sofortigen Vollziehung und Antrag auf Aufhebung der
behördlichen Aussetzung der Vollziehung 

. Antrag auf Feststellung der aufschiebenden Wirkung gemäß § a III  i.V.m. I Nr. 
Alt. VwGO analog im Falle (drohender) faktischer Vollziehung 

. Sicherungsmaßnahmen und Vollzugsfolgenbeseitigung 

. Faktischer Vollzug 

. Literaturhinweise 

II. Der Antrag nach §§ , a VwGO im Baurecht (Felix Steengrafe) 

A. Die Statthaftigkeit des Antrags nach §§ 80, 80a VwGO
(Stefanie Weinberg)

Wurde der Verwaltungsrechtsweg für eröffnet erkannt (s. ausführlich zur Prü-
fung § 1 Rn. 162 ff.) so ist im Rahmen der Zulässigkeit als nächstes die statthafte
Klage- bzw. Antragsart zu untersuchen. Die Bestimmung der statthaften Klage-/
Antragsart ist das zentrale Scharnier für die gesamte restliche Klausur. Nach ihr
richten sich sowohl die weiteren Zulässigkeitsvoraussetzungen als auch die
Struktur der Begründetheitsprüfung. Entsprechend wichtig ist die saubere Prü-
fung, welche Klage- bzw. Antragsart einschlägig ist (eine erste Übersicht über die
Klage- und Antragsarten der VwGO findet sich in § 1 Rn. 222 ff.).

Die VwGO enthält neben Regelungen zu den verwaltungsrechtlichen Klagen
auch solche die gegen ein staatliches Handeln vorläufigen Rechtsschutz gewäh-
ren. Häufig vermitteln bereits Anfechtungsklage und -widerspruch durch ihre
prinzipiell vom Gesetz verliehene aufschiebende Wirkung vorläufigen Rechts-
schutz. Allerdings gibt es auch Fälle, in denen diesen Rechtsbehelfen von Gesetz
oder durch behördliche Entscheidung kein Suspensiveffekt (mehr) zukommt.
Nicht nur mit Blick auf die in der Realität oft bestehende lange Verfahrensdauer
der Hauptsacheverfahren sind somit weitergehende Antragsverfahren zur Wah-
rung des effektiven Rechtsschutzes (Art. 19 IV GG) notwendig. Es gibt viele
Konstellationen, in denen bereits der Ablauf von ein paar Wochen ohne gericht-
lichen Schutz zu irreversiblen Schäden führen kann.
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Im Rahmen der statthaften Antragsart¹ müssen die einzelnen Verfahren
voneinander abgegrenzt werden,wobei der vorläufige Rechtsschutz hier durch die
Regelungen der §§ 80, 80a, 80b, § 123 VwGO und § 47 VI VwGO vermittelt wird.²

Der Schwerpunkt einer Abgrenzung in der Klausur liegt häufig zwischen §§ 80,
80a VwGO (zum Antrag nach § 80 V VwGO s. § 8) und § 123 VwGO (zum Antrag
nach § 123 VwGO s. § 10).

Nach § 123 V VwGO sind die Verfahren der §§ 80, 80a VwGO vorrangig. Ge-
genstand der Verfahren nach den §§ 80, 80a VwGO ist ein Verwaltungsakt, gegen
den Widerspruch und Anfechtungsklage keine aufschiebende Wirkung entfalten
(s. zur Bedeutung der aufschiebenden Wirkung bereits § 8 Rn. 4 f.).

In Abgrenzung zum Antrag nach § 80 V VwGO ist § 80a VwGO dadurch
charakterisiert, dass neben den Interessen von Behörde(n) und Adressat(en) des
Verwaltungsakts noch diejenigen vonmindestens einem Dritten betroffen sind. Es
geht also um Verwaltungsakte mit Drittwirkung. Der Gesetzeswortlaut spricht
hingegen von „Doppelwirkung“, was in der Literatur teilweise kritisch be-
trachtet wird.³ Drittwirkung oder Doppelwirkung bedeuten, dass der Verwal-
tungsakt zwar eine Person begünstigt, eine andere aber belastet.⁴ Insbesondere
§ 80 I 2 VwGO verdeutlicht aber, dass diese drittwirkenden Verwaltungsakte im
Grundsatz ebenso von § 80 V VwGO erfasst werden. Die gegenseitige Bezugnahme
und Verweisung dieser Normen aufeinander zeigen, dass in Fällen der Verwal-
tungsakte mit Doppelwirkung beide Normen Anwendung finden und sich ge-
genseitig ergänzen. § 80a VwGO enthält in diesem Fall die speziellen Sonderre-
gelungen, was jedoch auch dazu führt, dass bei einer Lücke des § 80a VwGO auf
die Anwendung von § 80 VwGO zurückgegriffen werden kann und muss.⁵

Klassische Doppelwirkungskonstellationen finden sich insbesondere im
Baurecht.

Beispiele: Die für den Bauherrn erlassene und ihn begünstigende Baugenehmigung stellt für
den Nachbarn eine Belastung dar, da die zugelassene bauliche Anlage die Aussicht des
Nachbarn versperrt oder/und die Lichtverhältnisse auf seinem Grundstück verschlechtert.

 Der vorläufige Rechtsschutz wird im Antrags-, nicht im Klageverfahren gewährt.
 Schoch, in: Ehlers/Schoch, Rechtsschutz im Öffentlichen Recht, 2009, § 29 Rn. 12.
 Hoppe, in: Eyermann,VwGO, 15. Aufl. 2019, § 80a Rn. 1; Den Begriff der Drittwirkung aufgrund
des Wortlauts für überholt halten aber Peine/Siegel, Allgemeines Verwaltungsrecht, 12. Aufl.
2018, Rn. 367.
 Schenke, in: Kopp/Schenke, VwGO, 25. Aufl. 2019, § 80a Rn. 2; vgl. Schenke, Verwaltungspro-
zessrecht, 16. Aufl. 2019, Rn. 939.
 Puttler, in: Sodan/Ziekow,VwGO, 5. Aufl. 2018, § 80a Rn. 8; Gersdorf, in: Posser/Wolff, VwGO,
50. Ed., Stand: 1.7. 2019, § 80a Rn. 12, 25, 30.
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Eine Abrissverfügung belastet den betroffenen Bauherrn, der diese deshalb aus der Welt
schaffen möchte. Andererseits begünstigt sie den Nachbarn, der für die Beibehaltung und
Vollstreckung der Verfügung streiten wird.

Zunächst soll die Systematik des vorläufigen Rechtsschutzes gegen Verwal-
tungsakte mit Drittwirkung anhand der Normstruktur von § 80a VwGO verdeut-
licht werden: § 80a I und II VwGO befassen sich mit dem behördlichen, § 80a III
VwGO mit dem gerichtlichen Rechtsschutz. Die Regelungen unterscheiden sich
des Weiteren einerseits zwischen dem Adressaten und dem Dritten, andererseits
zwischen der Begünstigung und de Belastung.

Im Einzelnen bedeutet dies:
§ 80a I VwGO behandelt den Fall, dass sich ein Dritter gegen den einen

Adressaten begünstigenden Verwaltungsakt wendet. Das behördliche Einschrei-
ten kann hierbei einerseits (nach § 80a I Nr. 1 i.V.m. § 80 II Nr. 4 VwGO) in der
Anordnung der sofortigen Vollziehung – somit zugunsten des Adressaten des
Verwaltungsakts –, andererseits (nach § 80a I Nr. 2 i.V.m. § 80 IV VwGO) in der
Aussetzung der Vollziehung – somit zugunsten des Dritten –, liegen.

Darüber hinaus ist die Anordnung einstweiliger Sicherungsmaßnahmen
von § 80a I Nr. 2 Alt. 2 VwGO gedeckt.⁶

Examenswissen: Fraglich ist, ob § 80a VwGO in dieser Fassung überhaupt nötig ist, um die
Rechtslage derart zu gestalten oder ob diese nicht bereits in Teilen ohne § 80a VwGO gegeben
wäre: Die Regelungen der behördlichen Befugnisse in § 80a I VwGO haben größtenteils nur
klarstellenden Charakter. § 80 II 1 Nr. 4 VwGO erwähnt bereits das Interesse eines Beteiligten und
ermöglicht die Anordnung der sofortigen Vollziehung. Bereits § 80 IV VwGO gewährt die Mög-
lichkeit der behördlichen Aussetzung der Vollziehung. Dennoch ist die Gesamtkonzeption des
§ 80a VwGO zu begrüßen und trägt auch insbesondere zur Rechtsklarheit bei. Eine Diskussion in
der Klausur erscheint nicht nötig.

Nach § 80a II VwGO kann im Interesse des Dritten die sofortige Vollziehung des
(ihn begünstigenden) Verwaltungsakts angeordnet werden.

Durch § 80a III 1 VwGO kann das Gericht die Maßnahmen nach den ersten
beiden Absätzen ändern, aufheben oder anordnen. Die gerichtlichen Befug-
nisse werden hiernach den behördlichen angepasst. Darüber hinaus erweitert
§ 80a III 2 VwGO die gerichtlichen Befugnisse indem er § 80 V – VIII VwGO in
Fällen des § 80a VwGO für entsprechend anwendbar erklärt.⁷

Examenswissen: Der behördliche Rechtsschutz i.S.d. § 80a I und II VwGO wird in der Referen-
darklausur lediglich in der Konstellation Gegenstand sein, in der vom Gericht die Aufhebung,

 Gersdorf, in: Posser/Wolff, VwGO, 49. Ed., Stand: 1.7. 2018, § 80a Rn. 17.
 Puttler, in: Sodan/Ziekow,VwGO, 5. Aufl. 2018, § 80a Rn. 14.
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Änderung oder eigenständige Anordnungdieser behördlichenMaßnahmen nach § 80a III 1 VwGO
begehrt wird. Das bedeutet, dass dem Fall des § 80a III VwGO für die Examensvorbereitung die
meiste Aufmerksamkeit geschenkt werden sollte. Dies ist die typische Klausurkonstellation,
weshalb die Fälle des § 80a I und II VwGO im Folgenden aus Sicht des gerichtlichen Rechts-
schutzes nach § 80a III 1 VwGO dargestellt werden.

Formulierungsvorschlag: „Der Antrag hat Aussicht auf Erfolg, wenn und soweit er
zulässig und begründet ist.“

Der statthafte Antrag bestimmt sich stets nach dem Antragsbegehren, §§ 88 I, 122
VwGO, welches sauber ermittelt werden sollte.

Nach § 123 V VwGO ist ein Verfahren nach § 80a VwGO gegenüber einem
solchen nach § 123 VwGO vorrangig und ist (neben § 80 V VwGO) deshalb auch
zunächst zu prüfen. § 80a VwGO setzt hierfür stets einen Verwaltungsakt mit
Drittwirkung, der nicht unanfechtbar (§ 80b VwGO) ist, voraus.⁸

Unterschieden werden muss zwischen Anträgen mit dem Ziel behördliche
Maßnahmen nach den ersten beiden Absätzen zu ändern, aufzuheben oder an-
zuordnen (s. Rn. 20 ff.) und solchen, die die Anordnung oder Wiederherstellung
der aufschiebenden Wirkung des Verwaltungsakts (s. Rn. 23 ff.) unterschieden
werden.

I. § 80a III 1 VwGO

§ 80a III 1 VwGO eröffnet dem Beschwerten die Möglichkeit, vorläufigen Rechts-
schutz neben dem behördlichen oder auch ausschließlich im gerichtlichen Ver-
fahren zu suchen. Bereits aus den Gesetzesmaterialien ergibt sich, dass das Ge-
richt „auch anstelle der Behörde“ tätig werden kann.⁹

§ 80a III 1 VwGO ermöglicht es dem Gericht auf Antrag die behördlichen
Maßnahmen nach den ersten beiden Absätzen zu ändern, aufzuheben oder
anzuordnen. Die gerichtlichen Befugnisse werden dafür den behördlichen an-
gepasst:

 Dieser darf auch nicht unanfechtbar sein, § 80b VwGO.
 BT-Drs. 11/7030, S. 25.
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1. § 80a III 1 i.V.m. 80a I VwGO
Der Antrag nach § 80a III 1 i.V.m. § 80a I VwGO ist statthaft in Fällen, in denen der
Adressat des Verwaltungsakts der Begünstigte und der Dritte der Belastete ist.
Diese Konstellation umfasst vier mögliche Szenarien:

a) § 80a I Nr. 1 VwGO: Anordnung der Vollziehbarkeit des Verwaltungsakts,
der den Adressaten begünstigt

In dem Fall, dass der Dritte einen Rechtsbehelf gegen einen den Adressaten be-
günstigenden Verwaltungsakt eingelegt hat und diesem aufschiebende Wirkung
zukommt, kann der Adressat des Verwaltungsakts mittels § 80a III 1, I Nr. 1 i.V.m.
§ 80 II 1 Nr. 4 VwGO die Anordnung der sofortigen Vollziehung beantragen.

Beispiel: Der Nachbar N legt gegen die immissionsrechtliche Genehmigung des Bauherrn B
einen Rechtsbehelf ein, welchem aufschiebendeWirkung i. S. d. § 80 I 2 VwGO zukommt. Durch
einen Antrag nach § 80a III 1, I Nr. 1 i.V.m. § 80 II 1 Nr. 4 VwGO kann die sofortige Vollziehung
begehrt werden.

b) § 80 a I Nr. 1 VwGO: Aufhebung der Anordnung der Behörde auf Vollziehung
In der soeben dargestellten Konstellation kann es auch dazukommen, dass die
aufschiebende Wirkung des Rechtsbehelfs des Dritten durch behördliche An-
ordnung entfällt.

Umstritten ist der rechtliche Anknüpfungspunkt in diesem Fall. Fraglich ist,
wonach der belastete Dritte nach Aufhebung des Suspensiveffekts seines
Rechtsbehelfes durch behördliche Anordnung der sofortigen Vollziehung gemäß
§ 80a I Nr. 1 i.V.m. § 80 II Nr. 4 VwGO gerichtlichen Rechtsschutz begehren kann.
In Betracht kommt die Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung nach
§ 80a III 2 i.V.m. § 80 V 1 VwGO¹⁰ oder die Aufhebung der behördlichen Anord-
nung der sofortigen Vollziehung nach § 80a III 1 i.V.m. § 80a I Nr. 1 VwGO.¹¹ Für
die Anwendung des § 80a III 2 i.V.m. § 80 V 1 VwGO wird angeführt, dass § 80a
III 2 VwGO nicht zwischen Rechtsschutz im Rahmen eines zweiseitigen Verhält-
nisses und dem Rechtsschutz bei Verwaltungsakten mit Drittwirkung differen-
ziert.¹² Andererseits kann die Stellung des § 80a III 1 VwGO in systematischer

 Schenke, in: Kopp/Schenke, VwGO, 25. Aufl. 2019, § 80a Rn. 17.
 Schoch, in: Schoch/Schneider/Bier, VwGO, 36. EL Februar 2019, § 80a Rn. 44; Budroweit/
Wuttke, JuS 2006, 876 (878).
 Schenke, Verwaltungsprozessrecht, 16. Aufl. 2019, Rn. 989.
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Hinsicht für dessen vorrangige Anwendung und mithin der Aufhebung der be-
hördlichen Anordnung nach § 80a III 1 i.V.m. I Nr. 1 VwGO angeführt werden.¹³

Beispiel: N legt wie oben gegen die immissionsrechtliche Genehmigung des B einen Rechts-
behelf ein, welchem aufschiebende Wirkung i. S.d. § 80 I 2 VwGO zukommt. Auf den Antrag des
B nach § 80a I Nr. 1 i.V.m. § 80 II 1 Nr. 4 VwGO ordnete die Behörde die sofortige Vollziehung
der Genehmigung zugunsten des B an. Die Aufhebung dieser Anordnung kann N mit einem
Antrag nach § 80a III 1 i.V.m. I Nr. 1 VwGO ¹⁴ begehren.

c) § 80a I Nr. 2 Alt. 1 VwGO: Antrag auf Aussetzung der sofortigen Vollziehung
oder Sicherungsmaßnahmen durch den vom Verwaltungsakt belasteten
Dritten

In dem Fall, dass der Dritte einen Rechtsbehelf gegen einen den Adressaten be-
günstigenden Verwaltungsakt eingelegt hat, diesem Rechtsbehelf des Dritten al-
lerdings keine aufschiebendeWirkung zukommt (§ 80 II 1 Nr. 3 VwGO bspw. i.V.m.
§ 212a BauGB) oder diese entfallen ist (§ 80 II 1 Nr. 4 VwGO), wäre der begünsti-
gende Verwaltungsakt durch den Adressaten vollziehbar. Durch § 80a III 1 i.V.m.
I Nr. 2 Alt. 1 VwGO kann der Dritte mit seinem Antrag die Vollziehung durch
Anordnung oder Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung auch von ge-
richtlicher Seite verhindern lassen.

Beispiel: Der Rechtsbehelf des Nachbarn gegen die dem Bauherrn erteilte Baugenehmigung
entfaltet nach § 212a BauGB keine aufschiebendeWirkung. Durch einen Antrag nach § 80a III 1
i.V.m. I Nr. 2 Alt. 1 VwGO kann diese jedoch angeordnet werden.

Examenswissen: Der Fall, dass ein den Adressaten belastenden Verwaltungsakt der von Geset-
zeswegen oder durch behördliche Anordnung sofort vollziehbar ist und der Adressat ein Interesse
an der Aussetzung der Vollziehung hat, wird nicht vom Wortlaut des § 80a I Nr. 2 VwGO erfasst.
Die h.M. will hier auf § 80 IV zurückgreifen und dem belasteten Adressaten somit auch bei einer
Dreierkonstellation Rechtsschutz gewähren.¹⁵

 Budroweit/Wuttke, JuS 2006, 876 (878).
 Nach der anderen soeben dargestellten Auffassung kann N mit einem Antrag nach nach
§ 80a III 2 i.V.m. § 80 V 1 VwGO die Aufhebung der Anordnung begehren.
 Puttler, in: Sodan/Ziekow,VwGO Großkommentar, 5. Aufl. 2018, § 80a, Rn. 11a; Schenke, in:
Kopp/Schenke,VwGO, 25. Aufl. 2019, § 80a Rn. 12; a.A. Gersdorf, in: Posser/Wolff,VwGO, 49. Ed.,
Stand: 1.4. 2019, § 80a Rn. 12, 18, 30.
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d) § 80a I Nr. 2 Alt. 2 VwGO: Anordnung von Sicherungsmaßnahmen
§ 80a III 1 i.V.m. I Nr. 2 Alt. 2 VwGO ermöglicht darüber hinaus auch die Anord-
nung einstweiliger Sicherungsmaßnahmen zugunsten des vom Verwaltungsakt
begünstigten Dritten als Folgemaßnahmen zu der Aussetzungsentscheidung.
Zwar ist vom Wortlaut dieser Norm der Adressat des Verwaltungsakts nicht er-
fasst, allerdings wird ihm regelmäßig in analoger Anwendung von § 80a III 1
i.V.m. I Nr. 2 Alt. 2 VwGO verfahrensrechtliche Waffengleichheit verschafft.¹⁶

2. § 80a III 1, II VwGO
§ 80a III 1, II VwGO regelt im Gegensatz zu § 80a III 1, I VwGO den Fall, dass der
Dritte der Begünstigte und der Adressat des Verwaltungsakts der Belastete ist.
Wenn der Adressat gegen den belastenden Verwaltungsakt einen Rechtsbehelf
einlegt, der aufschiebendeWirkung entfaltet (vgl. § 80 I 2 VwGO)¹⁷, kann der Dritte
mit dem Antrag nach § 80a III, II i.V.m. § 80 II 1 Nr. 4 VwGO die Anordnung der
sofortigen Vollziehung beantragen.

Beispiel: Es ergeht eine belastende Polizeiverfügung an den Störer, die dem Schutz eines Dritten
(bzw. dessen Rechtsgüter) dient und diesen somit begünstigt.¹⁸ Erhebt der Störer hiergegen
Widerspruch und kommt diesen aufschiebende Wirkung zu, so kann der Dritte die begehrte
Sofortvollzugsanordnung mit dem Antrag nach § 80a III, II VwGO i.V.m. § 80 II 1 Nr. 4 VwGO
erreichen.

3. Sonderproblem: Der (drohende) faktischer Vollzug
In dem Fall, dass die Behörde die aufschiebende Wirkung des Rechtsbehelfs des
Adressaten des Verwaltungsakts missachtet (sog. faktischer Vollzug, s. hierzu
bereits § 8 Rn. 24ff.), soll der Adressat nach §§ 80a III 2, 80 V 1 VwGO analog die
Feststellung durch das Gericht, dass eine aufschiebende Wirkung besteht, be-
gehren können.¹⁹

Ebenso bedarf es des Rechtsschutzes für den Dritten, wenn zwar die auf-
schiebende Wirkung des Rechtsbehelfs des Dritten besteht, diese vom Begüns-
tigten des Verwaltungsakts jedoch nicht beachtet wird und mithin der faktische
Vollzug droht. Die überwiegende Auffassung bejaht deshalb die Statthaftigkeit
eines Feststellungsantrages (s. hierzu im einstweiligen Rechtsschutz § 10). Der

 Gersdorf, in: Posser/Wolff, VwGO, 49. Ed., Stand: 1.7. 2018, § 80a Rn. 53.
 Schenke, in: Kopp/Schenke, VwGO, 25. Aufl. 2019, § 80a Rn. 1.
 Schenke, in: Kopp/Schenke, VwGO, 25. Aufl. 2019, § 80a Rn. 6.
 Schenke, Verwaltungsprozessrecht, 16. Aufl. 2019, Rn. 1015.
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Rechtsschutz zugunsten des Dritten ist geboten, da er bei einer rechtswidrigen
Nichtbeachtung der aufschiebenden Wirkung nicht schlechter stehen darf als
durch den möglichen Eilrechtsschutz, der eine solche Wirkung erst herstellt bzw.
anordnet. Uneinigkeit besteht jedoch im Hinblick auf die heranzuziehende ge-
setzliche Grundlage: In Betracht kommt einerseits der Antrag nach § 80a III 1
i.V.m. I Nr. 2 Alt. 1 VwGO analog,²⁰ andererseits ein Antrag nach § 80a III 2 i.V.m.
§ 80 V 1 VwGO analog.²¹ In der Klausur wird es taktisch klug sein, sich für §§ 80a
III 2, 80 V 1 VwGO zu entscheiden, da man so wieder in das gewohnte „Fahr-
wasser“ des § 80 V VwGO kommt.

4. Sonderproblem: Aussetzungsbegehr des belasteten Adressaten
Weder der Wortlaut des § 80 II Nr. 1 VwGO noch § 80a II VwGO erfassen den Fall,
dass ein den Adressaten belastender Verwaltungsakt von Gesetzeswegen oder
durch behördliche Anordnung sofort vollziehbar ist und der Adressat ein Inter-
esse an der Aussetzung der Vollziehung hat. In diesem Fall wird dem Interesse
des Adressaten keine Rechnung getragen, was bei wortlautgetreuer Anwendung
zu einer Schutzlücke führt. Dieser Regelungslücke wird von Teilen der Literatur
mit der direkten Anwendung des § 80 IV VwGO begegnet.²² Andererseits kommt
auch die analoge Anwendung des § 80a III 1 i.V.m. I Nr. 2 Alt. 1 VwGO in Be-
tracht.²³ In der Klausur kann die analoge Anwendung damit begründet werden,
dass die Anwendung von § 80 IV VwGO an der abschließenden Ausgestaltung der
Verwaltungsakte mit Drittwirkung in § 80a VwGO scheitert.²⁴

II. § 80a III 2 VwGO

§ 80a III 2 VwGO erklärt in den Fällen des § 80a VwGO die gerichtlichen Befug-
nisse nach § 80 V–VIII VwGO für entsprechend anwendbar. In der Klausur geht es
somit wieder zurück ins „bekannte Fahrwasser“ und die weitere Prüfung ist wie
bei Fällen des § 80 V VwGO (s. § 8 Rn. 2 ff.) vorzunehmen.

 OVG Münster, Beschl. v. 29.7.1991, Az.: 10 B 1128/91 = NVwZ 1992, 186.
 VGH Mannheim, Beschl. v. 30.3.1994, Az.: 8 S 769/94, juris Rn. 4 = NVwZ-RR 1995, 378; VGH
München, Beschl. v. 31.3.1992, Az.: 2 CS 92.627 = BayVBl 1993, 85.
 Puttler, in: Sodan/Ziekow, VwGO, 5. Aufl. 2018, § 80a Rn. 11a; Schenke, in: Kopp/Schenke,
VwGO, 25. Aufl. 2019, § 80a Rn. 12; Schoch, in: Schoch/Schneider/Bier,VwGO, 36. EL Februar 2019,
§ 80a Rn. 15.
 Gersdorf, in: Posser/Wolff, VwGO, 49. Ed., Stand: 1.7. 2018, § 80a Rn. 12, 18, 30
 Gersdorf, in: Posser/Wolff, VwGO, 49. Ed., Stand: 1.7. 2018, § 80a Rn. 28, 30, 49.

29

30

940 § 9 Einstweiliger Rechtsschutz 2: Der Antrag nach §§ 80, 80a VwGO

Stefanie Weinberg



1. Anordnung bzw. Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung nach § 80a
III 2 i.V.m. § 80 V 1 VwGO

Der Adressat eines belastenden Verwaltungsakts kann durch § 80a III 2 i.V.m.
§ 80 V 1 VwGO die Anordnung bzw. Wiederherstellung der aufschiebenden
Wirkung begehren (s. § 8 Rn. 22 ff.).

2. Beseitigung von bereits eingetretenen Vollzugsfolgen nach § 80a III 2
i.V.m. § 80 V 3 VwGO

Neben der Anordnung von Sicherungsmaßnahmen zur Verhinderung von
Vollzugsfolgen nach § 80 III 1 i.V.m. II Nr. 2 Alt. 2 VwGO ist auch die Beseitigung
von bereits eingetretenen Vollzugsfolgen möglich.²⁵

Beispiel: Der belastete Nachbar kann nach den bauordnungsrechtlichen Landesregelungen
eine Abrissverfügung gegen den Bauherrn erwirken, die die Beseitigung von bereits errichteten
(rechtswidrigen) Anlagen oder Anlagenteilen auferlegt. Diese Abrissverfügung wird durch
Beseitigung der Anlagen oder Anlagenteile auch vollzogen.

B. Weitere Zulässigkeitsvoraussetzungen

Nach der Prüfung der Eröffnung des Verwaltungsrechtswegs und der Prüfung der
statthaften Antragsart sind im Falle des Antrags nach §§ 80, 80a VwGO regel-
mäßig die folgenden weiteren Zulässigkeitsvoraussetzungen anzusprechen, wo-
bei es auch hierbei auf problembewusstes Arbeiten ankommt (dazu § 1 Rn. 52,
123).

I. Antragsbefugnis (Hendrik Burbach)

Im Rahmen des Antrags nach §§ 80, 80a VwGO hat der den Rechtsbehelf einle-
gende Dritte ebenfalls seine Antragsbefugnis analog § 42 II VwGO darzulegen.
Hierbei gelten die zu den Fällen der Drittanfechtung (§ 2 Rn. 296 f.) gemachten
Ausführungen entsprechend.

 Denkbar erscheint auch auf § 80a III S. 2 i.V.m. § 80 V 3 VwGO zurückzugreifen, wobei § 80 a
III 1, I Nr. 2 Alt. 2 VwGO allerdings vorrangig anzuwenden ist, da dieser die einstweiligen Maß-
nahmen zur Sicherung Rechte Dritter regelt: vgl. hierzu Schenke, Verwaltungsprozessrecht,
16. Aufl. 2019, Rn. 1016.
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Formulierungsvorschlag²⁶: „Da § 80a III VwGO der Sicherung der im Haupt-
sacheverfahren durch Anfechtungsklage durchzusetzenden Rechte dient, gilt § 42 II
VwGO analog auch für diesen Antrag. Der Kläger müsste also geltend machen,
durch den angegriffenen Verwaltungsakt in einem ihn schützenden Recht verletzt
worden zu sein.“

II. (Keine) Antragsfrist (Patrick Stockebrandt)

Grundsätzlich ist beim Antrag nach §§ 80, 80a VwGO keine Frist zu beachten.²⁷
Jedoch können spezialgesetzliche Regelungen eine Frist ausnahmsweise anord-
nen.²⁸ Im Hinblick auf die Fristberechnung (s. § 2 Rn. 361 ff.) kann auf die Aus-
führungen im Rahmen der Anfechtungsklage verwiesen werden.

Weiterführende Literaturhinweise finden sich in § 2 Rn. 402.

III. Beteiligte (Carola Creemers)

Die Ausführungen zur Beteiligungs- und Prozessfähigkeit im Rahmen der
Anfechtungsklage gelten entsprechend für den Antrag nach §§ 80, 80a VwGO
(s. ausführlich § 2 Rn. 403 ff.).

Der richtige Antragsgegner im Verfahren nach §§ 80, 80a VwGO bestimmt
sich nach dem richtigen Klagegegner in der Hauptsache. In der Hauptsache
müsste eine Anfechtungsklage statthaft sein, sodass auch hier § 78 VwGO analog
Anwendung findet (vgl. im Allgemeinen § 2 Rn. 409 ff.).

Grundsätzlich sind auch die Vorschriften der Beiladung nach § 65 VwGO
in Anträgen nach § 80, 80a VwGO anwendbar (zur Beiladung s. näher
§ 2 Rn. 445 ff.).²⁹ Hier besteht allerdings die Besonderheit, dass der andere Be-
teiligte stets beizuladen ist, sodass es sich um einen Fall der notwendigen Bei-
ladung gem. § 65 II VwGO handelt.³⁰ Ansonsten hätte der Adressat des Verwal-
tungsakts keine Möglichkeit als Beteiligter des Verfahrens seine Rechte zuwahren
und der Beschluss nach § 80a VwGO entfaltete für ihn keine Rechtswirkungen.

 Nach Gersdorf, Verwaltungsprozessrecht, 6. Aufl. 2019, Rn. 189.
 Kues/Schildheuer, Verwaltungsprozessrecht, 4. Aufl. 2018, 282.
 S. hierzu insoweit Schenke, in: Kopp/Schenke, VwGO, 25. Aufl. 2019, § 60 Rn. 3.
 Schenke, in: Kopp/Schenke, VwGO, 25. Aufl. 2019, § 65 Rn. 3, § 80 Rn. 140.
 Gersdorf, in: Posser/Wolff, VwGO, 50. Ed., Stand: 1.7. 2019, § 80a Rn. 66.
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Im vorläufigen Rechtsschutzverfahren nach §§ 80, 80a VwGO richtet sich die
subjektive Antragshäufung ebenfalls nach § 64 VwGO,³¹sodass auch hier auf die
Ausführungen zur Anfechtungsklage verwiesen werden kann (vgl. ausführlich § 2
Rn. 455 ff.).

IV. Zuständiges Gericht (Katharina Goldberg)

Das zuständige Gericht im einstweiligen Rechtsschutz nach §§ 80, 80a VwGO ist
das Gericht der Hauptsache (§ 80 V 1 VwGO) (s. näher zur Zuständigkeit bei An-
fechtungsklagen § 2 Rn. 462 ff.).

Formulierungsvorschlag: „Das Gericht der Hauptsache ist gem. § 80 V 1 VwGO
für den einstweiligen Rechtsschutz zuständig. Dessen Zuständigkeit ergibt sich
sachlich aus § 45 VwGO und örtlich aus § 52 VwGO.“

V. Rechtsschutzbedürfnis (Dana-Sophia Valentiner/Stefanie Weinberg)

Auch ein Antrag nach §§ 80, 80a VwGO setzt voraus, dass die Antragstellerin
rechtsschutzbedürftig ist (s. einleitend zum Erfordernis des Rechtsschutzbedürf-
nisses bereits § 2 Rn. 477 ff.).

Mit Hinblick auf das Erfordernis des Rechtsschutzbedürfnisses ergeben sich
für einen Antrag nach § 80a III VwGO die bereits unter § 80 V VwGO dargestellten
Besonderheiten (s. § 8 Rn. 41 ff.). Das Rechtsschutzbedürfnis für einen Antrag
nach § 80a III 2 i.V.m. § 80 V 1 VwGO entfällt daher ebenfalls,wenn eine Behörde
verbindlich geäußert hat, einen Verwaltungsakt vor der Entscheidung über einen
eingelegten Rechtsbehelf nicht vollziehen zu wollen (s. dazu § 8 Rn. 48).

Darüber hinaus stellt sich im Rahmen der Verweisung des § 80a III 2 VwGO
noch eine weitere Problematik: Strittig ist, ob es in den Fällen mit Drittwirkung
grundsätzlich eines Antrages bei der Behörde nach § 80 VI VwGO bedarf oder
sich dessen Notwendigkeit auf Verwaltungsakte zur Anforderung von öffentlichen
Abgaben und Kosten (so im Rahmen des § 80 V VwGO) beschränkt. Bei dem
einstweiligen Rechtsschutz nach § 80 V VwGO bedarf es mit Ausnahme der An-
träge nach § 80 V 1, II Nr. 1 VwGO keines vorherigen Antrags („e contrario-Argu-
ment“) (s. § 8 Rn. 46). Für die Anträge nach § 80a VwGO stellt sich die Frage, ob

 Kintz, in: Posser/Wolff, VwGO, 50. Ed., Stand: 1.7. 2019, § 64 Rn. 2.
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§ 80a III 2 VwGO eine Rechtsfolgenverweisung³² und mithin auch § 80 VI VwGO
für alle Fälle umfasst oder eine Rechtsgrundverweisung³³ darstellt, wonach sich
§ 80 VI VwGO auch in Drittwirkungsfällen auf Verwaltungsakte zur Anforde-
rung öffentlicher Abgaben und Kosten beschränken würde. Der Wortlaut des
§ 80a III 2 VwGO schränkt die Verweisung auf § 80 VI VwGO zunächst nicht ein.
Dennoch spricht die sonst sachlich nicht zu rechtfertigende Ungleichbehandlung
der Fälle mit und ohne Drittwirkung für die Annahme einer Rechtsgrundverwei-
sung.³⁴ Dafür spricht auch, dass der Gesetzgeber andernfalls einen expliziten
Hinweis oder eine andere Normfassung hätte wählen können, um eine beab-
sichtigte Ungleichbehandlung zu verdeutlichen.³⁵ Die Gesetzesmaterialien spre-
chen schließlich gegen die Erweiterung des Antragserfordernisses.³⁶

C. Begründetheit

Ist der Antrag nach §§ 80, 80a VwGO zulässig, ist in einem zweiten Schritt zu
prüfen, ob er auch begründet ist.

I. Die Struktur der Begründetheitsprüfung (Stefanie Weinberg)

Der Obersatz der Begründetheit in einem Verfahren nach § 80a VwGO richtet sich
nach der jeweils für statthaft befundenen Variante des § 80a VwGO (und ist an-
lehnend an § 80 V VwGO zu bestimmen; s. § 8 Rn. 51 ff.)³⁷.

 So u.a. OVG Koblenz, Beschl. v. 14.6.1993, Az.: 8 B 11088/93, juris Rn. 3 ff.; OVG Lüneburg,
Beschl. v. 21.5.1992, Az.: 6 M 1995/92, juris Rn. 3 f.
 VGH Mannheim, Beschl. v. 29.6.1994, Az.: 10 S 2510/93 = NVwZ 1995, 292; VGH Mannheim,
Beschl. v. 17.3.1997, Az.: 10 S 3305/96 = NVwZ 1998, 766.
 Schenke, Verwaltungsprozessrecht, 16. Aufl. 2019, Rn. 998.
 OVG Hamburg, Beschl. v. 14.3. 2017, Az.: 1 Bs. 266/16;VGH Mannheim, Beschl. v. 17.3.1997, Az.:
10 S 3305/96 = NVwZ 1998, 766.
 BT-Drs. 11/7030, S. 25; Gersdorf, in: Posser/Wolff,VwGO, 49. Ed., Stand:1.7. 2018, § 80a Rn. 64.;
Schoch, in: Schoch/Schneider/Bier, VwGO, 36. EL Februar 2019, § 80a Rn. 75.
 Schenke, in: Kopp/Schenke, VwGO, 25. Aufl. 2019, § 80a Rn. 23.
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1. Anordnung oder Wiederherstellung bzw. Feststellung der aufschiebenden
Wirkung

Die Anträge nach § 80a III 2 i.V.m. § 80 V 1 VwGO und § 80a III 1 i.V.m. I Nr. 2 Alt. 1
VwGO haben die Anordnung oder Wiederherstellung der aufschiebenden Wir-
kung als Ziel. Diese gerichtlichen Ermessensentscheidungen auf vorläufigen
Rechtsschutz gründen auf einer Interessenabwägung. Hierbei sind auf der einen
Seite das Interesse des Antragstellers an der Aussetzung der Vollziehung (Aus-
setzungsinteresse) und auf der anderen Seite das private Interesse des Beige-
ladenen an der Vollziehung des Verwaltungsakts (Vollziehungsinteresse) in die
Abwägung einzustellen. Die Anträge sind begründet, wenn das Aussetzungsin-
teresse das Vollziehungsinteresse überwiegt, wobei den Erfolgsaussichten in
der Hauptsachewesentliche Bedeutung zukommt. Hierbei überwiegt regelmäßig
das Aussetzungsinteresse dann, wenn sich der Verwaltungsakt im Rahmen einer
summarischen Prüfung als rechtswidrig erweist und der Rechtsbehelf in der
Hauptsache voraussichtlich Erfolg haben wird.³⁸ Die Vollziehung eines rechts-
widrigen Bescheids kann regelmäßig nicht auf ein schutzwürdiges privates oder
öffentliches Vollzugsinteresse gestützt werden.

D.h. bei ernsthaften Zweifeln an der Rechtmäßigkeit des Verwaltungsakts
und einer Rechtsverletzung des Antragsstellers hierdurch ist der Antrag regel-
mäßig begründet.³⁹ Bei der Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung
kann auch schon die Rechtswidrigkeit der Anordnung der sofortigen Voll-
ziehung zur Begründetheit des Antrages führen (umfassend zur Begründet-
heitsprüfung des Antrags nach § 80 V VwGO s. § 8 Rn. 59ff.).

2. Antrag auf Anordnung der sofortigen Vollziehung und Antrag auf Aufhebung
der behördlichen Aussetzung der Vollziehung

Die Anträge nach § 80a III 1 i.V.m. I Nr. 1 VwGO und § 80a III 1 i.V.m. II VwGO mit
dem Ziel der Anordnung der sofortigen Vollziehung und nach § 80a III 1 i.V.m. I
Nr. 2 Alt. 1 VwGO und § 80a III 2 i.V.m. § 80 V VwGO zur Aufhebung der behördlich
angeordneten Aussetzung der Vollziehung sind begründet,wenn das Interesse an
der Vollziehung des Verwaltungsakts das Aussetzungsinteresse überwiegt. Dies
ist anzunehmen, wenn im Rahmen einer summarischen Prüfung des Rechtsbe-
helfs in der Hauptsache keine Zweifel an der Rechtmäßigkeit des Verwaltungsakts
bestehen.⁴⁰ Zu prüfen ist, ob der Verwaltungsakt rechtmäßig sein wird. Im Un-

 OVG Münster, Beschl. v. 5.10. 2018, Az.: 11 B 1129/18, juris Rn. 11 = NVwZ 2018, 1818.
 VGH Mannheim, Beschl. v. 22.10.1991, Az.: 5 S 2348/91 = NVwZ 1992, 277.
 OVG Münster, Beschl. v. 31.3. 2009, Az.: 13 B 278/09 = juris Rn. 7 und Leitsatz.
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terschied zu den Fällen des § 80 V 2 VwGO ist hier ein besonderes öffentliches
Vollzugsinteresse nicht zu berücksichtigen. Dies ergibt sich aus dem Umstand,
dass sich in den Drittwirkungsfällen grundsätzlich zwei gleichrangige Rechts-
güter zweier Privater gegenüberstehen.⁴¹

3. Antrag auf Feststellung der aufschiebenden Wirkung gemäß § 80a III 1
i.V.m. I Nr. 2 Alt. 1VwGO analog im Falle (drohender) faktischer Vollziehung

Die Anträge auf Feststellung der aufschiebendenWirkung gemäß § 80a III 1 i.V.m.
I Nr. 2 Alt. 1 VwGO analog sind bei (drohender) faktischen Vollziehung begründet,
wenn die aufschiebende Wirkung des Rechtsbehelfs tatsächlich besteht. Eine
Interessenabwägung findet in diesem Fall nicht statt.

4. Sicherungsmaßnahmen und Vollzugsfolgenbeseitigung
Der Antrag nach § 80a III 1 i.V.m. I Nr. 2 Alt. 2 VwGO auf Sicherungsmaßnahmen
ist dann begründet, wenn es ein solcher nach § 80a III 1 i.V.m. I Nr. 2 Alt. 1 VwGO
es ist und der Antragssteller einen gesetzlichen Anspruch auf die Sicherungs-
maßnahmen hat. Die Vollzugsbeseitigung setzt konsequenterweise ebenfalls die
Begründetheit des § 80a III 1 i.V.m. I Nr. 2 Alt. 1 VwGO Antrages voraus (zum
Vollzugsfolgenbeseitigungsanspruch s. näher § 2 Rn. 1387 und § 5 Rn. 169 ff.).

5. Faktischer Vollzug
Bei einer faktischen Vollziehung wird vom Gericht im Rahmen der Begründet-
heitsprüfung keine Interessensabwägung vorgenommen. Vielmehr führt die
Missachtung der bestehenden aufschiebenden Wirkung auch direkt zur Begrün-
detheit des Antrages.⁴²

6. Literaturhinweise
Budroweit/Wuttke: Der vorläufige Rechtsschutz bei Verwaltungsakten mit Dritt-
wirkung (§§ 80, 80a VwGO), JuS 2006, 876; Kaplonek/Mittag, Nachbarschutz im
öffentlichen Baurecht, JA 2006, 664; Seibel, Verwaltungsakte mit Drittwirkung,
BauR 2006, 1845; Kiehne, Fehlt ein § 123a VwGO oder ein echtes besonderes
Vollzugsinteresse als Voraussetzung des § 80a II, III 1 VwGO?, NVwZ 2017, 1670

 BVerfG, Beschl. v. 1.10. 2008, Az.: 1 BvR 2466/08 = juris Rn. 21 = NVwZ 2009, 240 (242).
 Schenke, Verwaltungsprozessrecht, 16. Aufl. 2019, Rn. 1018.
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II. Der Antrag nach §§ 80, 80a VwGO im Baurecht (Felix Steengrafe)

Das öffentliche Baurecht kann im einstweiligen Rechtsschutz insbesondere in der
Form des Antrages auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung eines Drittwi-
derspruches oder einer Drittanfechtungsklage auftreten. Gemäß § 80 II Nr. 3
VwGO in Verbindung mit § 212a BauGB entfalten ein Drittwiderspruch und eine
Drittanfechtungsklage keine aufschiebende Wirkung. Aus diesem Grund ist der
Eilrechtsschutz für den Dritten die einzige Möglichkeit zur Verhinderung des
Vollzugs der Genehmigung.
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